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Textgegenüberstellung zur Regierungsvorlage der  

Oö. Abwasserentsorgungsgesetz-Novelle 2015 

 

 

Landesgesetz, mit dem die Entsorgung von Abwasser [...] geregelt wird  

(Oö. Abwasserentsorgungsgesetz 2001 - Oö. AEG 2001) 

 

 

1. ABSCHNITT 

Allgemeines 

§ 1 

Ziele und Grundsätze 

(1) Dieses Landesgesetz hat das Ziel, die Entsorgung von häuslichen und betrieblichen 

Abwässern sowie von Niederschlagswässern, die auf bebauten Grundstücken anfallen, zu 

ordnen, die anfallenden Abwassermengen zu verringern und die Umwelt möglichst von 

Schadstoffen freizuhalten. 

(2) Der Anfall von häuslichen und betrieblichen Abwässern ist weitgehend zu vermeiden. 

Nicht oder nur gering verunreinigte Niederschlagswässer sind möglichst direkt in den 

natürlichen Kreislauf rückzuführen. Nicht erforderliche Bodenversiegelungen haben zu 

unterbleiben. 

(3) Die Entsorgung der häuslichen und betrieblichen Abwässer hat in einer den 

Anforderungen des Umweltschutzes, der Gesundheit und der Hygiene entsprechenden 

Weise zu erfolgen. 

(4) Die Entsorgung der im Gemeindegebiet anfallenden häuslichen und betrieblichen 

Abwässer wird durch das Abwasserentsorgungskonzept der Gemeinde nach folgenden 

Grundsätzen geordnet: 

 1. Die Entsorgung von häuslichen und betrieblichen Abwässern hat in einer ökologisch, 

wasserwirtschaftlich und wirtschaftlich ausgewogenen Art und Weise zu erfolgen. In 

wasserrechtlich besonders geschützten Gebieten und in Beobachtungs- und 

voraussichtlichen MaßnahmengebietenGrundwassersanierungsgebieten haben die 

ökologischen und wasserwirtschaftlichen Interessen Vorrang vor wirtschaftlichen 

Interessen; in diesen Gebieten ist eine Entsorgung durch öffentliche 

Abwasserentsorgungsanlagen anzustreben. 

 2. Häusliche und betriebliche Abwässer aus zusammenhängend bebauten Gebieten mit 

mehr als 15.000 Einwohnerwerten müssen bis 31. Dezember 2000 über eine 

Abwasserentsorgungsanlage entsorgt werden können. Häusliche und betriebliche 

Abwässer aus zusammenhängend bebauten Gebieten mit 2.000 bis zu 15.000 

Einwohnerwerten müssen bis 31. Dezember 2005 über eine 

Abwasserentsorgungsanlage entsorgt werden können. 

 3. Häusliche und betriebliche Abwässer aus geschlossenen Siedlungsgebieten, in 

denen mehr als 150 Personen ständig wohnen, müssen bis 31. Dezember 2015 über 

eine zentrale oder dezentrale Abwasserentsorgungsanlage entsorgt werden können. 
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 4. Für sonstige geschlossene Siedlungsgebiete, die nicht aus überwiegend 

landwirtschaftlich genutzten Objekten bestehen, ist eine Abwasserentsorgung durch 

zentrale oder dezentrale Abwasserentsorgungsanlagen anzustreben. 

 5. Zonen für Senkgruben (§ 8 Abs. 1 Z 4) dürfen nur außerhalb von geschlossenen 

Siedlungsgebieten vorgesehen werden, sofern die Entsorgung der in diesen Zonen 

anfallenden häuslichen Abwässer durch Abfuhr in eine Übernahmestelle oder durch 

Ausbringung auf bewirtschaftete landwirtschaftliche Kulturflächen gesichert ist. 

(5) Die Verpflichtung zur ordnungsgemäßen Abwasserentsorgung trifft den Eigentümer 

des Objekts. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen; Abgrenzung 

(1) Im Sinn dieses Landesgesetzes bedeutet: 

 1. Abwasser: Wasser, das infolge der Verwendung in Aufbereitungs-, Veredelungs-, 

Weiterverarbeitungs-, Produktions-, Verwertungs-, Konsumations- oder 

Dienstleistungs- sowie in Kühl-, Lösch-, Reinigungs-, Desinfektions- oder sonstigen 

nicht natürlichen Prozessen in seinen Eigenschaften derart verändert wird, dass es 

Gewässer in ihrer Beschaffenheit (§ 30 WRG 1959) zu beeinträchtigen oder zu 

schädigen vermag; natürlich anfallendes oder künstlich erschlossenes Thermalwasser 

und Wasser aus Heilquellen oder Heilmooren, die derartigen Prozessen unterworfen 

werden, gelten nicht als Abwasser; 

 1. Abwasser: Wasser, das infolge seiner Verwendung in nicht natürlichen Prozessen in 

seinen Eigenschaften derart verändert wird, dass es Gewässer in ihrer Beschaffenheit 

(§ 30 WRG) zu beeinträchtigen oder zu schädigen vermag; natürlich anfallendes oder 

künstlich erschlossenes Thermalwasser und Wasser aus Heilquellen oder 

Heilmooren, die derartigen Prozessen unterworfen werden, gelten nicht als Abwasser; 

 2. häusliches Abwasser: Abwasser aus Küchen, Waschküchen, Waschräumen, Sanitär- 

oder ähnlich genutzten Räumen in  Haushalten oder mit diesem hinsichtlich seiner 

Beschaffenheit vergleichbares Abwasser aus öffentlichen Gebäuden, Gewerbe-, 

Industrie- oder landwirtschaftlichen oder sonstigen Betrieben; 

 3. betriebliches Abwasser: Wasser, das infolge der Verwendung in Aufbereitungs-, 

Veredelungs-, Weiterverarbeitungs-, Produktions-, Verwertungs-, Konsumations- oder 

Dienstleistungs- sowie in Kühl-, Lösch-, Reinigungs-, Desinfektions- oder sonstigen 

nicht natürlichen Prozessen in seinen Eigenschaften derart verändert wird, dass es 

Gewässer in ihrer Beschaffenheit (§ 30 WRG 1959) zu beeinträchtigen oder zu 

schädigen vermag, und das nach seiner Herkunft und Beschaffenheit von häuslichen 

oder den üblicherweise in einem landwirtschaftlichen Betrieb sonst anfallenden 

Abwässern, wie zB Gülle, Jauche und Silowässer verschieden ist; zum betrieblichen 

Abwasser zählen auch Abwässer aus der Veredelung land- und forstwirtschaftlicher 

Erzeugnisse, die wegen möglicher schädlicher Auswirkungen auf die 

Bodengesundheit (§ 2 Z 3 Oö. Bodenschutzgesetz 1991) nicht zur Ausbringung auf 

landwirtschaftliche Nutzflächen geeignet sind; 

 3. betriebliches Abwasser: Abwasser aus Erzeugungsprozessen, die nach ihrer Herkunft 

und Beschaffenheit von häuslichen oder den üblicherweise in einem 
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landwirtschaftlichen Betrieb sonst anfallenden Abwässern, wie z. B. Gülle, Jauche 

und Silowässer verschieden sind; zum betrieblichen Abwasser zählen auch Abwässer 

aus der Veredelung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, die wegen möglicher 

schädlicher Auswirkungen auf die Bodengesundheit (§ 2 Z 3 Oö. 

Bodenschutzgesetz 1991) nicht zur Ausbringung auf landwirtschaftliche Nutzflächen 

geeignet sind; 

 4. Abwasserentsorgungsanlage: die Gesamtheit der Einrichtungen zur Übernahme, 

Ableitung und Reinigung von Abwässern mit Ausnahme der Hauskanalanlagen; 

 5. Senkgrube: eine bauliche Anlage oder ein Behälter zur Sammlung und 

vorübergehenden Aufbewahrung von häuslichen und betrieblichen Abwässern; 

 6. Kleinkläranlage: eine Abwasserreinigungsanlage bis höchstens 50 Einwohnerwerte; 

 7. Einwohnerwert: biologisch abbaubare organische Belastung mit einem biochemischen 

Sauerstoffbedarf in fünf Tagen (BSB5) von 60 g Sauerstoff pro Tag; die in 

Einwohnerwerten ausgedrückte Belastung wird auf der Grundlage der höchsten 

wöchentlichen Durchschnittsbelastung im Zulauf der Abwasserentsorgungsanlage 

während eines Jahres berechnet, wobei Ausnahmesituationen, wie z. B. starke 

Niederschläge, unberücksichtigt bleiben; 

 8. öffentliche Kanalisation: eine für Abwassereinleiter verfügbare Kanalisationsanlage, 

die von einer Körperschaft öffentlichen Rechts oder von einem in ihrem Auftrag 

handelnden Dritten betrieben wird; 

 9. Kanalisationsunternehmen: ein Rechtsträger, der eine öffentliche Kanalisation 

betreibt; 

 10. geeignete Übernahmestelle: die Übernahmestelle, die im Abwasserentsorgungs-

konzept der Gemeinde festgelegt ist; ist keine Übernahmestelle errichtet oder enthält 

das Abwasserentsorgungskonzept keine Festlegung, gilt jede Übernahmestelle als 

geeignet, die nach wasserrechtlichen Vorschriften genehmigt ist, in einer Entfernung 

(kürzeste Fahrtstrecke) von nicht mehr als 10 km vom Ort des Abwasseranfalls liegt 

und deren Betreiber schriftlich einer Übernahme der Abwässer zugestimmt hat; 

 11. geeignete Ausbringungsfläche: eine bewirtschaftete landwirtschaftliche Kulturfläche, 

die in einer Entfernung (kürzeste Fahrtstrecke) von nicht mehr als 10 km vom Ort des 

Abwasseranfalls liegt und auf die eine Ausbringung nach den Bestimmungen des 

Oö. Bodenschutzgesetzes 1991 zulässig ist; 

 12. Hauskanalanlage: Entsorgungsleitung von der Außenmauer des zu entsorgenden 

Objekts bis zur öffentlichen Kanalisation einschließlich der dazugehörigen 

Hebeanlagen, Pumpwerke und Schächte, die ausschließlich der Entsorgung des 

einzelnen Objekts dienen, sofern diese Einrichtungen nicht von der wasserrechtlichen 

Bewilligung für die öffentliche Kanalisation erfasst sind; der Hauskanal bildet bis zu 

seiner Einmündung in die öffentliche Kanalisation einen Bestandteil des zu 

entsorgenden Objekts; 

 12. Hauskanalanlage: Entsorgungsleitung von der Außenmauer des zu entsorgenden 

Objekts bis zum Übergabeschacht der öffentlichen Kanalisation; 

 13. Objekt: ein Gebäude, in dem bei bestimmungsgemäßer Nutzung häusliches oder 

betriebliches Abwasser anfällt; mehrere Gebäude, die den Hofbereich eines land- und 
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forstwirtschaftlichen Anwesens bilden, gelten als ein Objekt.; dies gilt sinngemäß auch 

für Betriebsanlagen, die aus mehreren Gebäuden bestehen. 

(2) Für die Auslegung von baurechtlichen Begriffen, wie z. B. Bau und Gebäude, sind die 

jeweils geltenden baurechtlichen Bestimmungen heranzuziehen. 

(3) Soweit durch Bestimmungen dieses Landesgesetzes der Zuständigkeitsbereich des 

Bundes, insbesondere in Angelegenheiten des Wasserrechts, des Gewerberechts und des 

Abfallwirtschaftsrechts berührt wird, sind sie so auszulegen, dass sich keine über die 

Zuständigkeit des Landes hinausgehende rechtliche Wirkung ergibt. 

(4) Soweit dieses Landesgesetz nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt, werden 

sonstige landesgesetzliche Bestimmungen durch dieses Landesgesetz nicht berührt. 

(5) Die in diesem Landesgesetz geregelten Anlagen unterliegen nicht der 

Bewilligungspflicht nach dem Oö. Abfallwirtschaftsgesetz 2009Oö. Abfallwirt-

schaftsgesetz 1997. 

(6) Dieses Landesgesetz gilt nicht für abwassertechnische Maßnahmen in Bauten. 

4. ABSCHNITT 

Abwasserentsorgungskonzept 

§ 9 

Verfahren 

(1) Die Gemeinde hat der Landesregierung, den Nachbargemeinden und allfälligen 

örtlichen Abwasserverbänden nachweislich schriftlich anzuzeigen, dass sie beabsichtigt, ein 

Abwasserentsorgungskonzept zu erstellen. Gleichzeitig hat sie diesen Stellen die 

Gelegenheit zu geben, binnen einer angemessenen, mindestens jedoch sechs Wochen 

dauernden Frist, allfällige Interessen oder Festlegungen, die für die Erstellung des 

Abwasserentsorgungskonzepts von Bedeutung sein könnten, bekanntzugeben. 

(2) Bevor der Gemeinderat das Abwasserentsorgungskonzept beschließt, ist es sechs 

Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme beim Gemeindeamt (Magistrat) aufzulegen. 

Jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen kann, ist berechtigt, während 

der Auflagefrist schriftliche Anregungen oder Einwendungen beim Gemeindeamt (Magistrat) 

einzubringen. Durch Anschlag an der Amtstafel und im Internet unter der Adresse der 

Gemeinde ist während der Auflagefrist auf die Möglichkeit zur öffentlichen Einsichtnahme 

und zur Abgabe der Anregungen und Einwendungen hinzuweisen. Gibt die Gemeinde ein 

amtliches Mitteilungsblatt heraus, hat sie vor Beginn der Auflagefrist auch in diesem darauf 

hinzuweisen. Die während der Auflagefrist eingelangten Anregungen oder Einwendungen 

sind dem Gemeinderat vorzulegen. 

(3) Beschließt der Gemeinderat das Abwasserentsorgungskonzept, hat er es mit dem 

dazugehörigen Akt und den Planungsunterlagen vor seiner Kundmachung der 

Landesregierung als Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen. 

(4) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn das Abwasserentsorgungskonzept 

 1. den Zielen und Grundsätzen gemäß § 1 oder sonstigen gesetzlichen Bestimmungen 

widerspricht, 

 2. die geordnete Abwasserentsorgung des Gemeindegebiets nicht gewährleistet, 

 3. die bekanntgegebenen berechtigten Interessen von Nachbargemeinden und örtlichen 

Abwasserverbänden nicht berücksichtigt, 
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 4. den bekanntgegebenen Festlegungen des Landes oder des Bundes widerspricht oder 

 5. den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit nicht entspricht. 

(5) Vor der Versagung der Genehmigung hat die Landesregierung der Gemeinde die 

Versagungsgründe mitzuteilen. Gleichzeitig mit dieser Mitteilung hat sie der Gemeinde 

Gelegenheit zu geben, hiezu binnen einer angemessenen, mindestens jedoch sechs 

Wochen dauernden Frist, Stellung zu nehmen. 

(6) Die Genehmigung der Landesregierung gilt als erteilt, wenn 

 1. der Gemeinde nicht innerhalb von drei Monaten nach Absendung des 

Abwasserentsorgungskonzepts und der dazugehörenden Unterlagen an das Amt der 

Landesregierung ein Versagungsgrund mitgeteilt wird oder 

 2. der Gemeinde innerhalb von drei Monaten nach Absendung ihrer Stellungnahme zu 

den Versagungsgründen kein abschließender Bescheid zugestellt wird. 

(7) Das Abwasserentsorgungskonzept ist innerhalb von zwei Wochen nach Einlangen 

der Genehmigung bei der Gemeinde oder nach Ablauf der Fristen gemäß Abs. 6 

kundzumachen. Eine Kundmachung hat zu unterbleiben, wenn die Landesregierung die 

Genehmigung versagt. 

(8) Das Abwasserentsorgungskonzept ist nach seinem Inkrafttreten beim Gemeindeamt 

(Magistrat) zur Einsicht aufzulegen. Zwei Ausfertigungen des kundgemachten 

Entsorgungskonzepts sind dem Amt der Landesregierung vorzulegen. 

5. ABSCHNITT 

Abwasserentsorgung durch Kanalanschluss 

§ 13 

Ausnahmen von der Anschlusspflicht 

(1) Die Behörde hat land- und forstwirtschaftliche Objekte oder Objektteile über Antrag 

des Eigentümers mit Bescheid von der Anschlusspflicht auszunehmen, wenn 

 1. es sich nicht um Objekte oder Objektteile handelt, die gemäß § 30 Abs. 6, 8 und 8a 

des Oö. Raumordnungsgesetzes 1994§ 30 Abs. 6 und 8 des Oö. Raumordnungs-

gesetzes 1994 verwendet werden, und 

 2. nachgewiesen wird, dass die anfallenden Abwässer auf selbstbewirtschaftete 

geeignete Ausbringungsflächen nach Maßgabe der Bestimmungen des 

Oö. Bodenschutzgesetzes 1991 und sonstiger Rechtsvorschriften zu Düngezwecken 

ausgebracht werden können. 

Für das Vorliegen eines land- und forstwirtschaftlichen Objekts oder Objektteils ist das 

Bestehen eines aktiven land- und forstwirtschaftlichen Betriebs erforderlich. Ein solcher liegt 

vor, wenn betriebliche Merkmale wie eine planvolle und grundsätzlich auf die Erzielung von 

Einnahmen gerichtete nachhaltige Tätigkeit nachgewiesen werden können, die zumindest 

die Annahme eines nebenberuflichen Landwirtschaftsbetriebs rechtfertigen. Von der rein 

technischen Ausführung landwirtschaftlicher Tätigkeiten (wie zB Mähen kleiner 

Wiesenflächen) ist keine Betriebseigenschaft ableitbar. 

(2) Der Eigentümer eines gemäß Abs. 1 von der Anschlusspflicht ausgenommenen 

Objekts oder Objektteils hat der Behörde den Wegfall der für die Ausnahme maßgeblichen 

Umstände unverzüglich bekannt zu geben. 
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(3) Die Behörde hat gleichzeitig mit der Überprüfung des Abwasserentsorgungskonzepts 

gemäß § 10 auch zu überprüfen, ob die Voraussetzungen für die Ausnahme eines Objekts 

oder Objektteils von der Anschlusspflicht noch vorliegen. 

(4) Die Behörde hat mit Bescheid die Ausnahme unverzüglich zu widerrufen, wenn die 

Voraussetzungen für die Gewährung der Ausnahme nicht mehr vorliegen. 

7. ABSCHNITT 

Vollziehung 

§ 20 

Anzeigepflicht 

(1) Betrifft ein Bauvorhaben die Errichtung einer Hauskanalanlage oder Senkgrube, ist 

der Bauanzeige oder dem Baubewilligungsantrag zusätzlich zu den nach der 

Oö. Bauordnung 1994 erforderlichen Unterlagen die Erklärung des Eigentümers des Objekts 

anzuschließen, ob bzw. für welchen Zweck eine allenfalls bestehende 

Abwasserbeseitigungsanlage weiterverwendet werden soll. In der Beschreibung und 

zeichnerischen Darstellung des Bauvorhabens ist darauf so ausreichend einzugehen, dass 

eine Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens gemäß § 12 Abs. 3 möglich ist. Die 

Baubehörde hat die Ausführung des Bauvorhabens auch dann zu untersagen oder einen 

Baubewilligungsantrag ohne Durchführung einer Bauverhandlung abzuweisen, wenn das 

Bauvorhaben den Bestimmungen dieses Landesgesetzes oder der Kanalordnung sowie dem 

Abwasserentsorgungskonzept der Gemeinde widerspricht. 

(2) Auf begründeten Antrag hat die Behörde insbesondere im Rahmen der Erteilung der 

Baubewilligung (§ 35 Oö. Bauordnung 1994) oder des Anzeigeverfahrens (§ 25a 

Oö. Bauordnung 1994) mit Bescheid zu genehmigen, dass Abwässer auch zu einer 

Übernahmestelle, die in einer Entfernung (kürzeste Fahrtstrecke) von mehr als 10 km vom 

Ort des Abwasseranfalls liegt, ansonsten aber im Sinn des § 2 Z 10 geeignet ist, verbracht 

werden, wenn ein Anschluss eines Objekts gemäß § 30 Abs. 6, 8 und 8a des 

Oö. Raumordnungsgesetzes 1994§ 30 Abs. 6 und 8 des Oö. Raumordnungsgesetzes 1994 

an die öffentliche Kanalisation oder die Abfuhr der Abwässer in eine geeignete 

Übernahmestelle innerhalb einer Frist von fünf Jahren ab Rechtskraft des Bescheids 

sichergestellt ist. 

(3) Die Fertigstellung einer Hauskanalanlage oder Senkgrube ist der Baubehörde binnen 

zwei Wochen schriftlich anzuzeigen. Der Fertigstellungsanzeige ist ein Dichtheitsattest eines 

befugten Bauführers anzuschließen. Im Fall einer Weiterverwendung früherer 

Abwasserbeseitigungsanlagen gemäß § 12 Abs. 3 ist der Fertigstellungsanzeige überdies 

ein Attest eines befugten Bauführers über die Herstellung eines dem § 12 Abs. 3 

entsprechenden Zustands der weiterverwendeten Anlage anzuschließen. 

(4) Bei der Errichtung einer Kleinkläranlage ist der Behörde anzuzeigen, ob bzw. zu 

welchem Zweck frühere Abwasserbeseitigungsanlagen weiterverwendet werden sollen. 

Abs. 1 letzter und vorletzter Satz ist sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Behörde kann im Einzelfall die Vorlage weiterer Unterlagen anordnen, wenn die 

nach Abs. 1 und 3 anzuschließenden Unterlagen zur Beurteilung des Vorhabens nicht 

ausreichen. 


